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Amtliches. 


Berlin, 13. Juni. Der Körig hat den bisherigen Hilfsarbeiter 
in der Schulverwaltung an der Regierung zu Düſſeldorf, Profeſſor 
Dr. phil. Levenhagen zum Regierungs⸗ und Schulrath ernannt. 
Derſelbe iſt der Regierung in Düſſeldorf überwieſen worden. 

Der König bat den Oberſt⸗Lieutenant und Kommandeur des 
Rheinischen Küraſſier⸗Regiments Nr. 8, Schenk, in den Adelſtand er⸗ 


hoben. 5 E 

Der bisherige Bank⸗Kaſſirer Schmidt zu Breslau ift zum Bank⸗ 
Nendanten und zweiten Vorſtandsbeamten der dortigen Reichsbanl⸗ 
Hauptſtelle ernannt worden. 


Deulſcher Reichstag. 


17. Sitzung. 


Berlin, 13. Juni, 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths von 
Bötticher, Scholz, von Mayr. 

Die zweite Berathung des Geſetzentwurfs betr. das Reich s⸗ 
tabaksmonopol wird fortgeſetzt. 

Abg. Richter (Hagen): Die geſtrige Rede des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers war lediglich eine neue Auflage feiner bereits 1879 vor der 
Bewilligung neuer Steuern und Zölle gehaltenen Rede. Für ſolche 
Zwecke ſcheintzſich bei ihm eine ſtereotype Rede herauszubilden. Darin 
derſchwinden die neuen Steuern ſelbſt faſt vollſtändig. Deſto mehr 
wird der Druck der beſtehenden Steuern hervorgehoben und eine weitere 
Perſpektive eröffnet für eine Entlaſtung, welche fait ohne neue Belastung 
möglich it. Auf uns hat dieſelbe Rede ſchon 1870 keinen Eindruck ge⸗ 
macht. Diejenigen aber, welche ſich damals dadurch zur Bewilligung 
von 145 Millionen neuer Steuern beſtimmen ließen, haben inzwiſchen 
die Erfahrung gemacht, was von ſolchen Perſpettiven zu halten iſt. 
Auch damals ſchilderte der Herr Reichskanzler den Eindruck der 
Klafieniteuer. Es fehlte nicht die anſchauliche Schilderung einer Exe⸗ 
kution. Der Steuerexekutor, der ſchon damals beſeitigt werden ſollte, 
geht aber jetzt genau fo umher wie damals. (Sehr gut! links.) Nach 
der Statiſtik des Herrn Reichskanzlers ſcheint jetzt ſogar mehr erequiıt 
werden zu müſſen wie damals. Der Schluß liegt nahe, ob nicht 
die ſeitdem neu bewilligten Zölle und Steuern hiervon die Ur⸗ 
ſache ſind. (Sehr richtig! links), denn die neuen Zölle belaſten 
ze vorzugsweiſe die minder wohlhabenden Klaſſen. Exequiren 

Men ſich erit dielenigen, ſagt der Reichskanzler, deren Kredit bei 


mittelzölle wirken auf dief bung bin. Der 
l das Brot für eine Familie ſchon wöchentlich ; i 
etrag, der in der unterſten Stufe an Klaſſenſteuer monatlich erhoben 
wird, nämlich um = Pf. * BEN: 9 Monats a = 
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1 5 Pf., der hat natürlich am Schluſſe des Monats 
die 16 Pf. nicht mehr übrig für die Klaſſenſteuer. Denn viel ſtrenger 
iſt noch der Exetutor der indirekten. Steuern. Es iſt der Hunger 
ſelbſt. Um indirekte Steuern 3 Bu im Bei, der ee 
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en 3 Steuern nach der Exekutionsordnung als 
nothwendige Gegenstände belaſſen muf. Wie im Jahre 1879 verglich 
auch geſtern der Herr Neichälansler = laffenfteuer mit N 
i einmal mmen vorausſetzt. ei 
u 1873 die Klaſſenſteuer auf diejenigen be⸗ 
ſchränkt iſt, welche ein Einkommen von mehr als 140 Thlr. haben. 
uch die Gebäubefteuer griff der Reichskanzler an, ohne zu 
wiſſen, daß landwirthſchaftliche Gebäude von der Gebäudeſteuer 
überhaupt frei find. Ueber 6 Millionen bezahlen in Preußen gar feine 
Klaſſenſteuer, aber unterliegen den indirekten Verbrauchsabgaben. 
571,000 Steuerpflichtige find bei fteuerpflichtigem Einkommen wegen 
ftarfer Familie von der Klaſſenſteuer befreit, aber gerade dieſer ſtarken 
Familie wegen müſſen lie BU ben Wen deren Ait and ee bei⸗ 
tragen. Nachdem 1879 der Reichstag die m Zölle un euern 
bewilligt ute ſagte der Herr Finanzminiſter Bitter im Abgeordneten⸗ 
bauſe im Widerspruch mit der früheren Darſtellung 1550 Herrn Reichs⸗ 
kanzlers, daß die 14 Millionen Mark Klaſſenſteuer in den vier unterſten 
Stufen bei ihrer Vertheilung auf 44 Millionen Steuerpflichtige gar 
nicht drückend ſeien, auf dem Lande nur gan; ausnahmsweiſe. Der 
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Druck beginne erſt mit den kommunalen Steuerzuſchlägen. Als geſtern 


aber der Herr Reichskanzler das Gegentheil ausführte, ſtand der Herr 
Finanzminiſter ſo beiſällig lächelnd Label als ob er nicht früher ſelbſt 
das gerade Gegentheil ausgeführt hätte. (Heitrfeit.) Was iſt das 
überhaupt für eine Methode, aus der Statiſtik Schlußfolgerungen zu 
machen. In einer großen Stadt halten ſich viele Tauſende von Menſchen 
nur in Schlafſtellen auf, wechſeln dieſelben fortwährend mit ihren 
Arbeitgebern. Für die Steuererheber find fie nicht leicht zu finden. 
Pfändbare Objekte haben fie nicht. Bei mangelndem gu en Willen muß 
daber die Exekution auf monatlich 16 Pf. oder vierteljährlich 50 Pf. 
fruchtlos ausfallen. Welches Bild könnte ich nach derſelben Methode 
von unſerer Heeresergänzung machen? Ausgehoben find 1880 nur 
123,091, ohne Entſchuldigung ausgeblieben dagegen 93,596, unermittelt 
in der Reſtantenliſte geführt 31,928, wegen unerlaubter Auswanderung 
verurtbeilt 10,910, noch in Unterſuchung 12,123. Daraus ließe ſich die 
Verurtheilung der allgemeinen Wehrpflicht zu Gunſten des Stellver⸗ 
tretungsſyſtems nach der Methode des Kanzlers ebenſo herleiten, wie 
aus ſeinen Zahlen eine Verurtheilung des direkten Steuerſyſtems zu 
Gunſten des indirekten. Der Herr Reichskanzler meint, die Klaſſen⸗ 
ſteuer ſei an der Aus wanderung ſchuſd in Verbindung mit den loden- 
den Schutzzöllen in Amerika. Die Klaſſenſteuer ift bei uns nicht ein 
Reſt der feudalen Vorzeit, ſondern rührt gerade aus der Hardenberg⸗ 
ſchen Periode her. Sie trat an die Stelle einer Mahlſteuer, weil die 
Könige von Preufen, wie früher einmal Friedrich der Große ſagte, 
nicht durch Steuern das Brod ihrer Unterthanen vertheuern wollten. 
Seit 1860 beſtebt dieſe Klaſſenſteuer Gerade während fie in den letzten 

en vermindert iſt, Tell fie die Vermehrung der Auswanderung her⸗ 
vorgerufen haben. Seltſam, daß auch die amerikaniſchen Schutzzölle 
binüberleten in einem Augenblick, wo der Reichskanzler Gelegenheit 
Pes ben hat die Segnungen der Schutzzölle in der Nähe zu empfinden. 

Herr Reichskanzler kennt e e Die Auswanderer 

erg 


nd in der Mehrzahl Landarbeiter. Amerika giebt es 


einen ür die Landwirthſchaft, die Landarbeiter aus 
den nden Proben aber bezahlen zum großen Theile ſeit 
1873 überhaupt keine Klaſſenſteuer mehr. äher hätte es 
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dem Reichskanzler gelegen geſtern uns eine Statiſtik über die Tabaks⸗ 
ſteuerprozeſſe mitzutheilen. Die Zahl derſelben hat ſich im vorigen 
Jahre erhöht von 2150 auf 15,940. Göran 1 Die bisher ſteuer⸗ 
freien kleinen Tabaksbauer, etwa 70,000 an der Zahl, vermögen ſich 
nicht an die erhöhte Tabaksſteuer zu gewöhnen; um alſo 5137 Mark 
von ihnen herauszubringen, haben 15,914 Prozeſſe gegen ſie geführt 
werden müſſen. 13 Pfennige iſt alſo auch hier nur der Werth des 
Prozeſſes im Durchſchnitt. Dabei hat in jenem Jahre die Tabaks⸗ 
ſteuererhöhung exit ihren Anfang genommen. Was ſoll erſt werden. 
wenn es zum Monopol mit allen ſeinen Kontrollmaßregeln käme! 
Auch die Zahl der Zollprozeſſe ift fortwährend im Steigen. Im vori⸗ 
gen Jahre ſtiegen fie von 17,320 auf 17,338. Das Durchſchnittsobjekt 
des Prozeſſes betrug nur 3 Mk. 354 Freiheitsſtrafen aus Anlaß von 
Zollprozeſſen mußten voriges Jahr vollſtreckt werden. Schon beginnt 
eine Statiſtik über die Verwundungen von Beamten in Gefechten, 
welche zur Aufrechterhaltung der Zollpolitik geliefert werden müſſen. 
Der Reichskanzler hält eine Rede gegen die Exekutionen kleiner Steuer⸗ 
beträge in einem Augenblick, wo ſein neuer Kränkenkaſſen⸗Geſetzentwurf 
in Form der Gemeinde Verſicherung Hunderttauſende von Arbeitern 
und Geſellen, denen die Bezahlung der Klaſſenſteuer ſchwer wird, 
Gememdebeiträge mit exekutiviſcher Einziehung auflegt, die noch höhere 
Sätze erreichen würde. Wie wenig hat ſich von den Verſprechungen 
des Reichskanzlers aus dem Jahre 1879 erfüllt. Heute verlangt er 
noch mehr neue Steuern und macht dafür nicht einmal ſoviel Ver⸗ 
ſprechungen wie damals. 1879 wurde doch noch eine Aufhebung der Ein⸗ 
kommenſteuer für unfundirtes Einkommen unter 6000 M., ſowie für ſämmt⸗ 
liche Beamten verſprochen. Davon war geſtern nicht mebr die Rede. 
Viel feierlicher noch als geſtern ſind auch damals Zuſagen gemacht 
worden. In der Thronrede hieß es damals, daß die neuen Steuern 
und Zölle zunächſt verwendet werden ſollen zu Steuerentlaſtungen. 
Miniſter Lucius, damals Abgeordneter, erklärte, nur ein geiſteskrankes 
Miniſterium könne nach der Steuererhöhung eine andere Verwendung 
eintreten laſſen. Herr von Puttkamer, damals noch Abgeordneter, 
meinte vor der damaligen Einführung der Tabaksteuer, daß die Nicht⸗ 
erfüllung der Verſprechen ein Stoß in das Herz des monarchiſchen 
Prinzips ſein würde. Damals war nicht einmal die ſpäter eingetretene 
Erhöhung des Militäretats in Ausſicht, heute wird ganz ausdrücklich 
in den Motiven hervorgehoben, daß das neue Geld in erſter Reihe be⸗ 
ſtimmt ſei für die Durchführung des Syſtems, für die Verſorgung der 
interbliebenen, für die Penſionserhöhungen und für Erhöhungen der 
Beamten⸗ und Offiziersgehälter. arum ſprach der Herr Reichskanzler 
geſtern von Erhöhung der Lehrergehälter, während im Reich Erhö 
der Offtziersgehälter doch 
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heilt werden. Aber die Motive weiſen auf den Umweg hin, 15 in 
Folge der Erhöhung der Matrikularbeiträge dasjenige für das Reich 
zurückzunehmen ſei, was an die Einzelſtaaten vertheilt wird. Wenn 
beiſpielsweiſe der ganze Monopolertrag den Einzelſtaaten überwieſen 
wird, jo muß im Wege der erhöhten Matrikularbeiträge der Ausfall 
an der bisherigen Tabaksſteuer wieder von den Einzelſtaaten erſetzt 
werden, darum iſt die Klauſel in Betreff der Ueberweiſung an die 
Einzelftaaten 1 werthlos. Die Botſchaft aus dem vorigen Herbſt 
verlangt in erſter Reihe Gelder für ſozialpolitiſche Reformen. Im Un⸗ 
fallverſicherungsgeſetz iſt der Reichszuſchuß ausdrücklich vorgeſehen. 
Warum ſchwieg der Herr Reichskanzler geſtern davon? Man würde 
alsdann wahrgenommen haben, daß alles, was er von Entlaſtung der 
Steuerzahler in Preußen vortrug, Zukunftsmuſik war wie es Herr 

obrecht 1879 nannte. Auch die geſtrigen Verſprechungen auf Steuer⸗ 

ntlaſtung geben weit über die Erträge des Tabaksmonopols hinaus. 
Wenn es nach der Rechnung der Regierung 100 Millionen für das 
Land brächte, würde, wenn das Reich gar nichts davon verlangte, für 
Preußen nach Verhältniß der Bepölkerung nur 60 Millionen übrig 
laſſen. 24 Millionen will man in Preußen allein zu Beſoldungs⸗ 
verbeſſerungen. Die N der Klaſſenſteuer in Preußen verlangt 30 
Millionen. Dabei iſt alſo von Aufhebung der Kommunalzuſchläge oder 
des Grundbeſitzes noch gar nicht die Rede. Der Herr Reichskanzler 
wollte geſtern die ganze Klaſſenſteuer aufheben. Sein Verwendungs⸗ 
geſetz denkt aber gar nicht daran, es hebt nur die 4 unterſten Stufen 
mit 14 Millionen Erträgen auf. Für dieſe 14 Millionen brauchen 
wir in Preußen gar keine neuen Steuern. Der beſtehende Klaſſen⸗ 
ſteuererlaß von 10 Millionen reicht dazu mehr als vollſtändig aus. 
Die ebe der Klaſſenſteuer für Stadt und Kommune, die 
Zuſchüſſe für Alterverſorgung und Unfallverſicherung, alles, was der 
Herr Reichskanzler an Verwendungen in Ausſicht genommen hat, dazu 
reicht nicht das Monopol, dazu reichen 5 Monopole aus; 4—500 
Millionen neuer Steuern würden dazu nötbig, fein. Nach 2 Jahren 
müßte der Reichskanzler eine neue und dritte Auflage feiner geſtrigen 
Rede halten. Vor einiger Zeit iſt ein neues Strafgeſetz gemacht 
worden, welches verbietet, die Nothlage, den Leichtſinn und die Uner⸗ 
fahrenheit auszubeuten, um ſich . bewilligen zu laſſen, die ſich 
in auffälligem Verhältniß zu den Gegenleiſtungen befinden. Wir 
ſollten uns auch davor hüten, unter Ausbeutung der Nothlage — 
von Unerfahrenheit kann ja nach den Erfahrungen mit den letzten 
Steuerbewilligungen nicht mehr die Rede ſein — Bewilligungen zu 
machen, die nachher in auffälligem 1 ſtehen zu den Gegen⸗ 
leiſtungen. Auch die Verſprechungen an die Kommunen ſind ſchon 
1879 gemacht worden. Der Reichskanzler e auf 350 Proz. 
Klaſſenſteuer in Witten, ſogar von der epangeliſchen Kirchenfteuer 
ſprach er. Will er letztere durch das Monopol auch überflüſſig 
machen? Um einer Kommune ſo viel zu geben, daß ſie 350 Prozent 
Zuſchläge zu den Klaſſenſteuern aufgeben kann, müßte Preußen 
allein 180 Millionen übrig haben, das würde für Deutſchland 
300 Millionen neuer Steuern vorausſetzen. Von allen Ausſichten 
für die Kommunen im Jahre 1879 hat ſich nichts erfüllt, dagegen 
iſt die Gebäudeſteuer höher veranlagt worden, faſt um ebenſo viel, als 
enen Kommunen aus dem Verwendungsgeſetz zum Vortheil gereichen 
würde. Der Herr Reichskanzler ſprach von der Erleichterung großer 
Städte, von 34 Millionen, die nach dem Zesmenbunggejeg in eg 
vertheilt würden nach Maßgabe der Grund» und Gebäudeſteuer. Da 
würden die großen Städte über 25 Millionen Einwohner nur 6 Mil⸗ 
lionen erhalten, das iſt kaum 10 pCt. ihrer Kommunalſteuern. Gerade 
für große Städte und induſtrielle Bezirke iſt das Steuerſyſtem des 
Reichskanzlers am verderblichſten, denn gerade die durch feine Steuern 
vertheuerten Gegenſtände werden hier in größerem Umfange gebraucht. 

ie Bevölkerung wird dort weit mehr belaſtet, als ſie Ausſicht haben 
ann, nachher entlaſtet zu werden. Sollen einmal indirekte Steuern 
eingeführt werden, jo iſt es kein Wunder, wenn die Städte lieber für 
eigene Rechnung bei ſich indirekte Steuern einführen wollen, als ſich 


zunächſt beabſichtigt wird? Allerdings eint i 


darauf verlaſſen, daß auf dem Wege von der Reichskaſſe durch die 
Einzelſtaaten ihnen noch etwas zu Gute kommt. Geſtern erklärte nun 
der Kanzler, daß er ein ſolches Privilegium den Städten nicht ge⸗ 
ſtatten wolle, einzeln indirekte Steuern für ſich einzuführen. 
Vor Kurzem aber hat noch der Kanzler umgekehrt für einzelne 
Städte die Schlachtſteuern wieder herſtellen wollen, ja der Stadt 
Berlin hat er es noch im vorigen Jahre zum Vorwurf gemacht, 
daß ſie nicht die Schlachtſteuer an Stelle der Miethsſteuer einführen 
wolle. Aus dem Januar dieſes Jahres liegt mir ein Reſkript der Mi⸗ 
niſter Bitter und Puttkamer vor, worin ſie den Städten andeuten, 
daß ſie Anträgen auf Einführung indirekter Steuern auch im Rahmen 
der beftehenden Geſetzgebung willfahren wollten. Wenn nun Städte 
im Vertrauen hierauf die Vorbereitungen getroffen haben, um dieſe 
oder jene Verbrauchsabgaben einzuführen, ſo mußten ſie geſtern erfahren, 
daß in wiſchen der Wind wieder umgeſprungen iſt. Der Kanzler 
exempliſizirte auf Berlin — es wird jetzt auf jede Weiſe geſucht, und 
wäre es auch nur möglich, indem man unter einem Vorwande die 
Stadtverordnetenverſammlung auflöft, politiſche Parteikämpfe in die 
Berliner Kommunalverwaltung hineinzutragen — und ſtellte es ſo 
dar, als ob das Monopol die Exekution der Klaſſen⸗ und 
Miethsſteuer überflüſſig machen könne. Wenn ſich alle Rech⸗ 
nungen des Monopols erfüllen, wenn alles nach dem Ver⸗ 
wendungsgeſetz an die Kommunen kommt, ſo werde Berlin nur 
2—3 Millionen davon erhalten, während die Mieths⸗ und 
Klaſſenſteuer in Berlin vierzehn Millionen aufbringt. Alſo auch 
in Berlin würde der Exekutor nach wie vor umhergehen müſſen. 
Der Herr Reichskanzler verſprach den Lehrern höhere Beſoldungen; ſo 
weit die Lehrer höher beſoldet werden, kann wiederum die vom Kanzler 
verſprochene Verminderung der Schul laſten nicht eintreten. Zur Mes 
thode des Reichskanzlers gehört es freilich. Geld nach 3 oder 4 ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen zu verſprechen. Mögen ſich die verſchiedenen 
Anwärter nachher im Konkursverfahren einigen und ſehen, wie wenige 
Prozente von den verſprochenen ſich realiſiren. Was iſt nicht den 
Lebrern in Preußen ſchon verſprochen worden! Bevor 1879 die 145 
Millionen Mark neu bewilligt wurden, da hieß es in der Thronrede 
feierlich, daß der Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes neue Steuern und 
Zölle bedinge. Die neuen Steuern und Zölle wurden bewilligt; 
Milliarden haben wir gehabt, und doch mußten wir es im letzten 
preußiſchen Landtage erleben, daß unſer Antrag, den emeritirten 
preußiſchen Volksſchullehrern eine Minimalpenſton von 600 Mark zu 
bewilligen, nicht ausführbar war, weil dies 300,000 M. koſten könne, 
o viel wie eine einzige neue Unteroſſizierſchule koſten würde — Der 
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f Konſerpgtiven beiſtehen. Dieſe ſcheinen anderer An⸗ 
ſicht zu ſein. Herr von Mirbach wenigſtens meinte im vorigen Jahre, 
die Ermäßigung des Kaufſtempels würde die Mobiliſirung des Grund⸗ 
eigenthums vermehren. Der Reichskanzler gab das Verſprechen, 
der Ermäßigung des Kaufſtempels mit Bezug auf die Tabaks⸗ 
monopolvorlage. Er ſcheint gar nicht zu wiſſen, daß in Preußen 
die Ermäßigung des Kaufſtempels gar nicht in das Verwendungsgeſe 
aufgenommen iſt. Selbſt wenn wir nun über das Tabafsmonopo 
hinaus 183 Millionen bewilligen, fo wäre davon noch immer kein Geld 
in A bear ng zur Ermäßigung jenes Kaufſtempels. Zu dieſem 
Zweck hat Herr Bitter im Abgeordnetenhauſe geſagt, müßten in 
Preußen außerdem noch andere Stempelſteuern erhöht werden. Für 
dieſelbe Entlaſtung werden alſo zwei neue Belaſtungen verlangt, im 
Reiche vom Kanzler und in Preußen von Herrn Bitter. Zur Ent⸗ 
laſtung des Beſitzes haben wir verlangt, daß die Gebäudeſteuer um 
ein Viertel, alſo auf denjenigen Betrag ermäßigt werde, den ſie bis 
1880 hatte. Auch zu der Reform der Klaſſenſteuer haben wir im Lands 
tage die Hand geboten. Für eine vernünftige Skala, für eine Ent⸗ 
laſtung namentlich der Steuerklaſſen zwiſchen 4—700 Thaler Eins 
kommen, die jetzt beſonders ſtark belaſtet ſind, waren wir jeder Zeit 
bereit. Jene Mißſtände bei der Exekution, auf die der Kanzler hinwies. 
wären mit wenigen hunderttauſend Thalern, höchſtens 1 Million mit 
n e zu beſeitigen, bei einigem Geſchick, ohne das Steuerſyſtem 
im Uebrigen anzutaſten. Für alle ſolche Reformen ſind innerhalb des 
preußiſchen Haushalts die Mittel reichlich vorhanden. Auch die Konſer⸗ 
vativen haben im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ein vollſtändiges 
Steuerprogramm aufgeſtellt, welches ohne Zuhilfenahme irgend welcher 
neuer Steuern alle ngerechtigteiten im direkten Steuerſyſtem nach 
ihrer Auffaſſung beſeitigen konnte. Ja noch mehr: im preußiſchen 
Fimanzminiſterium arbeitet man, ebenſo wie bier neue Reichs⸗ 
ſteuern verlangt werden, auf Erhöhung der direkten Staatsſteuern 
in Preußen los. Mir iſt ein Geſetzentwurf aus dem Jahre 1880 in 
die Hände gefallen, welcher darauf ausgeht, den Klaſſenſteuererlaß von 
14 Mill. wieder auszugleichen durch einen Steuerzuſchlag auf das Ein⸗ 
kommen, auf die Kapitalrente. (Hört, hört!) Mir iſt ein Geſetzent⸗ 
wurf aus dem preußiſchen Finanzminiſterium zur Umgeſtaltung der 


Gewerbeſteuer in die Hände gefallen, der geeignet iſt ein erhebliches 
Plus aus der 8 Gewerbeſteuer zu liefern ans Hört! links); 
daß außerdem der Finanzminiſter Bitter eine Erhöhung der Stempel⸗ 
ſteuer beabfichtigt, habe ich ſchon erwähnt. Aber auch abgeſehen von 
ſolchen Plänen find die Mittel zu Steuerreformen in Preußen in reich⸗ 
licherem Maße vorhanden, als in dieſem Augenblick angenommen wird. 
Unſer ganzes gegenwärtiges Finanzweſen iſt in Folge des großen 
Staatseiſenbahnſyſtems, der Vermehrung der indirekten Steuern, der 
Staatsinduſtrie mehr als je von Konjunkturen abhängig, und man 
darf ſich nicht durch die augenblickliche ungünſtige Konjunktur in Folge 
der allgemeinen Erwerbsverhältniſſe beeinfluſſen laſſen, die dauernden 
Erträge der vorhandenen Einnahmequellen zu unterſchätzen. Beſſern 
ſich die allgemeinen Verhältniſſe, fo werden von ſelbſt alle 
Einnahmequellen einträglicher. Warum verzweifelt denn gerade 
die rechte Seite an der Verbeſſerung der allgemeinen Ver⸗ 
bältniſſe? Angeblich ſoll doch gerade die Wirthſchaſtspolitik des 
Kanzlers auf die Hebung hinwirken. Es iſt keine Wirthſchafts⸗ 
politit ſo ſchlecht, daß ſie auf die Dauer im Stande iſt, 
allgemeine Verbeſſerungen zu verhindern. Die allgemeine wirthſchaft⸗ 
liche Wellenbewegung, wonach auf einen Niedergang wieder ein Auf⸗ 

ang folgt, muß dieſelben herbeiführen. Wir hatten bis jetzt ungünſtioe 

rnten, hoffen wir, daß die guten Ausſichten der nächſten Ernte ſich 
verwirklichen. Eine gute Ernte iſt mehr werth als ſechs wirthſchaftliche 
Geſetze, mögen ſie nach der einen oder der andern Richtung erlaſſen 
werden. (Sehr richtig!) Wenn die fünf Milliarden Kapital, welche 
im preußiſchen Staatseiſenbahnſyſtem gegenwärtig angelegt find, nur 
1 Prozent mehr Reinertrag geben, ſo beträgt dies ſchon 50 Millionen. 
Der Ueberſchuß der Bergwerke iſt jetzt nur mit 14 Millionen etatiſirt, 
er hat ſchon einmal 57 Millionen betragen und hatte 1878 noch die 
doppelte Höhe. Die Stempelſteuereinnahme in Preußen ſteht gegen⸗ 
wärtig auf dem niedrigſten Punkte. Sie hat ſchon einmal 125 Mill. 
Mark mehr betragen. Auch die Forſteinnahmen waren 1876 beträchtlich 
höher. Was wollen denn 60 Millionen — ſoviel würde Preußen nach 
der bloßen Rechnung bekommen — beſagen gegenüber einem preußiſchen 
Etat von 1050 Millionen. Im Reich liegt es ähnlich. Als ich im 
Januar 10 Millionen aus dem Ueberſchuß des laufenden Jahres vor⸗ 
ſchlug zur Ermäßigung der Matrikularbeiträge zu verwenden, fand dies 
zuerſt lebhaften Widerſpruch. Der Herr Schatzſekretär Scholz ſagte, 
der wahrſcheinliche Ueberſchuß von 15 Millionen ſei doch noch nicht 
— genug. In der Kommiſſion beſtätigte Herr Scholz, daß der 

eberſchuß nicht 15, ſondern 20 Millionen betrage und alſo die 10 Mill. 
nicht blos für das laufende, ſondern auch für das nächſte Jahr ſchon 
vorhanden wären. Ich habe 1879 die Erhöhung der Tabaksſteuer nur 
auf 28 Millionen Mark Mehrertrag geſchätzt unter Zugrundelegung 
des Tabakkonſums. Nach der Berechnung der Monopolvorlage aber 
würde jene Steuererhöhung 40 Millionen einbringen. Dieſe 40 Mill. 
ſind bewilligt, aber die Einnahme fließt noch nicht, weil die alten Vor⸗ 
räthe noch nicht aufgezehrt find. Eine Subkommiſſion ſchätzte im Jahre 
1879, abgeſehen von der Tabaksſteuer, die Steuerbewilligungen auf 
einen Minimalbetrag von 70 Millicnen. Schon jetzt fellt ſich 
heraus beim Petroleum⸗, beim Schmalz⸗, beim Getreidezoll, daß 
dieſe Ziffer zu niedrig gegriffen war. Mit 130 Millionen habe 
ich die Bewilligungen von 1879, wie mir vorkommt, in ihren 
Wirkungen unterſchäzt. Im laufenden Etat find aber erſt 92 Millio⸗ 
nen angeſetzt. Die Rübenſteuer und Branntweinſteuer würde weit hö⸗ 
here Erträge geben, wenn nicht die Rückvergütung zu einer Exportprä⸗ 
mie anwächſt. Mit Recht heißt es nach alle dem in der Reſolution 
Pan rg daß die vorhandenen Einnahmequellen bei angemeſſener Spar: 
ſamkeit ſteigende Mittel zu Steuererlaſſen bieten. Angemeſſene Spar⸗ 
ſamkeit heißt es, daß man die wachſenden Einnahmen auch wirklich zu 
Steuererlaſſen verwendet, heißt Abweiſung jener Kolonialpolitik, zu der 
wir ſchon bei Samoa verführt werden ſollten. Wenn man in der 


ilitür⸗ und Zivilverwaltung die Neubauten bier und in ver Provinz 
det da ene Sparſamkeit nicht obge⸗ 
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Dienſtwohnungen. Die Rede des Kanzlers über Steuerexekutionen und 
Abpfändungen — wir werden ſie ihm noch oft wiederholen, wenn er 
mit neuen Geldforgerungen für Ausgaben kommt. Sehr richtig! 
links.) Der Hinweis, wie mühſam und mit welchen Gewaltmitteln 
die Steuern pfennigweiſe beigetrieben werden müſſen, iſt der beſte An⸗ 
trieb zur Sparſamkeit. Wir müſſen aus den Milliardenanſchauungen 
wieder herauskommen. Wie viele Beamte könnten wir erſparen, wenn 
man unterließe Projekte zu verfolgen, die keine Ausſicht auf Verwirk⸗ 
lichung bieten. Auf ewige Zeiten verwahrt ſich die Reſolution nicht 
egen neue Steuern. Eine ſolche Reſolution iſt kein philoſophiſcher 
Leheſas. Sie bezieht ſich auf die gegenwärtigen Verhältniſſe, den ge⸗ 
Reichstag und die gegenwärtige Regierungspolitik. 
enn der Reichskanzler wieder, wie er 1875 noch beabſichtigte, 
das ganze Schutzzollſyſtem aufheben wollte, könnte man ja dazu 
kommen, irgend eine neue Steuer zur Durchführung zu Hilfe zu nehmen. 
Aber dieſe Frage liegt uns vollſtändig fern. Sie liegt darin, daß Sie 
ablehnen gegenwärtig eine neue Steuer zu bewilligen, daß ſie ab⸗ 
lehnen, gegenwärtig in der Reform weiter zu gehen, nachdem bereits 
eine allgemeine Vertheuerung durch die Erhöhung der indirekkten 
Steuern erfolgt iſt. weil in der That dieſe Reform weiter nichts be⸗ 
deutet, als die Verſchiebung Eder Steuerlaſt von den Schultern der 
Beſitzenden und Wohlhabenden auf die unteren ie — das iſt über⸗ 
aupt der Kern der ſogenannten Reform; die Steuerlaſt ſoll dem 
leinen Gewerbetreibenden aufgehalſt werden, die Steuern ſollen über⸗ 
gewälzt werden auf die minder wohlhabenden Klaſſen zur Entlastung 
der Reichen und Beſitzenden; das iſt es was wir nicht wollen und 
was ſie in der Reſolution Lingens klar ausgedrückt finden. Noch 
mehr müſſen Sie dieſe Reſolution annehmen nach der geſtrigen Rede 
des Reichskanzlers. Der Kanzler hat nicht ſo unrecht, wenn er klagt, 
dilatoriſch behandelt zu werden. Die Mittelparteien und das Zentrum 
behandeln ihn dilatoriſch. Das iſt falſch und zwar ſowohl hinſichtlich 
der Perſon des Fürſten Bismarck, wie auch hinſichtlich der Sache. 
Wir haben das nie gethan. Wir haben ihm immer klar geſagt, was 
er von uns bekommen und was er nicht bekommen kann. Wenn man 
aber das Syſtem des Kanzlers nicht billigt und ſich vorbehält, auf die 
ſpeziellen Vorſchläge zurückzukommen, ſo muß das dazu führen, die Pläne 
des Kanzlers in den Augen der Bevölkerung richtiger erſcheinen zu laſſen, 
als ſie ſind; der Kanzler ſelbſt muß ſich alsdann in ſeinen Plänen be⸗ 
ſtärkt finden; der Kanzler jagt: Lehnen Sie das Tabake monopol ab, jo 
werde ich mir für einen Zoll ein anderes Objekt ſuchen. Wenn Sie die 
Reſolution Lingens ablehnen und ſich nur gegen, eine Erhöhung der 
Tabaksſteuer ausſprechen, verſchaffen Sie der Tabaksinduſtrie auch jetzt 
noch nicht Ruhe und veranlaſſen den Kanzler zu neuen Projelten, 
welche andere Wirthſchaftsgebiete beunruhigen. Sie haben vielleicht 
gar nicht die Abſicht, darauf einzugehen, aber bis zur Ablehnung bleibt 
das Land durch jene neuen Projekte beunruhigt. Die ſpätere Ableb⸗ 
nung kann die Schädigung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe in der 
Zwiſchenzeit nicht ausgleichen. Sie ſelbſt haben dann ſolche Verhält⸗ 
niſſe eintreten laſſen. Darum müſſen fie ſagen, bis hierher und nicht 
weiter. Sie müſſen eine klare Stellung einnehmen, damit die ewige 
Beunruhigung durch die Steuerprojekte aufhört. Der Herr Reichs⸗ 
kanzler hat es für gut befunden, noch dem abweſenden preußiſchen 
Landtage eine Kritik nachzuſenden, der ſich nicht mehr vertheidigen 
kann. Er ſagt, der . habe geſtrikt, habe die Noth des Volkes 
nicht prüfen wollen. Wie liegt die Sache? Erſt am 14. März, zwei 
Monate nach dem Zuſammentritt, iſt dem Landtage das Verwendungs⸗ 
geſetz zugegangen, und die W hat 14 volle Monate gebraucht, 
um es auszuarbeiten. Der Herr Reichskanzler ſagt, er könne nicht 
hexen; ja der Landtag kann auch nicht hexen. Braucht die Regierun 
14 Monate zur 5 Geſetzes, ſo darf der Landtag do 
auch die genügende Zeit zur Prüfung deſſelben beanſpruchen. Es ift ja 
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ſeltſam, daß ich dieſes Abgeordnetenhaus vertheidigen muß. Gott habe 
es ſelig, ich wünſche, daß nie ein ſolches Abgeordnetenhaus wiederkommt. 
(Heiterkeit.) Es war jo konſervativ wie keines ſeit 1858, es war ſeit 


2 
der Zeit das erſte, das einen konſervativen Präſidenten hatte. „Nuhe 
in der Minorität !" haben wir uns dene lafien müften, (Heiter⸗ 
keit.) Dort ſitzt der eigentliche Sünder, Herr von Minnigerode. 
(Große Heiterkeit.) Er war der Beherrſcher der Majorität, Warum 
haben die Herren nicht rechtzeitig auf der Berathung des Verſetzungs⸗ 
geſetzes beſtanden? Sie waren aber ganz ſtill und verlangten auch die 
erſte Berathung nicht, bis am 1. Mai die Ordre aus Friedrichsruh 
kam — wie man ſagt, da war der Reichstag ſchon verſammelt, am 
1. Mai fand die erſte Leſung des Verwendungsgeſetzes ſtatt. Geſtrikt 
haben wir aber doch nicht, wie der Herr Reichskanzler ſagt; das Geſetz 
iſt durchberathen worden; es iſt nur nicht an eine Kommiſſion 
verwieſen worden. Der Reichskanzler hat auf die 88 1 und 2 
eine Antwort bekommen, wir hätten ſie ihm auch auf die anderen 
Paragraphen ertheilt, wenn die Regierung nicht ſelbſt auf die Forts 
berathung verzichtet hätte. Was können wir für den preußiſchen Land⸗ 
tag? Es ſaßen mehr Landräthe darin, als die Fortſchrittspartei Mit⸗ 
glieder zählt. (Heiterkeit) Rechnen Sie noch die Ober⸗Regierungs⸗ 
räthe, die Präſidenten und ſonſt abhängigen Verwaltungsbeamten 
dazu, dann waren die zahlreicher als wir und die liberale Vereinigung 
zuſammen. Es zeigt ſich eben, daß es dem Reichskanzler immer ſchwerer 
wird, überhaupt noch mit einem Parlament zu regieren. (Sehr richtig! 
links.) Auch die Spur einer Selbſtändigkeit, ſelbſt in der ges 
ſchäftlichen Verhandlung verträgt er nicht. Warum iſt denn das 
Verwendungsgeſetz abgelehnt worden? Niemand wollte Verwen⸗ 
dungs zwecke feſtſetzen, ehe die zu verwendende Summe vorhanden jet. 
Wechſelt doch die Regierung ſelbſt ihre Finanzanſichten von Jahr zu 
Jahr. Leſen Sie doch die Rede des konſervativen Herrn v. Rauch⸗ 
haupt, der ſich auch weigerte, Verwendungen planmäßig ſeſtzulegen, 
während man doch im Augenblick entſcheiden kann, wo eine Verwen⸗ 
dung zweckmäßig iſt oder nicht. Merkwürdiger Weiſe hat der Herr 
Reichskanzler geſtern geſagt: Ja bei dieſen Erfahrungen im Reich 
wüßte er nicht, ob Friedrich Wilhelm IV. Recht gehabt habe, die 
Kaiſerkrone auszuſchlagen und ſich auf Preußen zu beſchränken. Dieie 
Ausführung war geſtern wenig angebracht, denn Friedrich Wilhelm IV. 
würde doch feinen preußiſchen Landtag gehabt haben, und der iſt, 
wie wir geſtern gehört haben, noch viel ſchlimmer als der Reichstag. 
Friedrich Wilhelm IV. würde alſo ohne dieſen Reichstag und mit 
dem preußiſchen Landtage noch ſchlechter geſtellt ſein. Was hat denn 
der Landtag gethan? Der Landtag hat ſich geweigert, das Fell 
des Bären zu theilen, der noch nicht geſchoſſen iſt. Wir ſind noch 


ſchlimmer; wir weigern uns ſogar, den Bären zu ſchießen. 
Wenn der Landtag ſchon aufgelöſt werden ſoll, weil er das 


Fell nicht vertheilen wid, jo find wir viel mehr der Auflöſung 
werth. Warum löſt man uns nicht auf? (Große Heiterkeit.) Hat 
der Reichskanzler mehr Zutrauen zu dem Dreiklaſſenwahlſuſtem, dieſem 
„elenden, widerſinnigen Geſetz“, wie er es ſelbſt ausgedrückt hat! Es 
ſcheint jetzt mehr in Aufnahme zu kommen, nachdem er das allgemeine 
Stimmrecht gegeben hat. Der Reichskanzler hat gejagt, er werde den 
Landtag wieder und immer wieder auflöſen. Ich weiß nicht, ob das 
eine richtige Methode iſt, es giebt eine Methode der Auflöſung, die 
ſich nur in der Form noch vom Staatsſtreiche unterſcheidet. Wenn 
man unbekümmert um das Ergebniß der Wahlen einen ſolchen Ge⸗ 
brauch von der Auflöſungsbefugniß macht, ſo iſt das von der Ver⸗ 
gewaltigung der Nation nicht mehr allzufern. Der Herr Reichskanzler 
mag das nicht bedenken, er leugnet den Satz: „Macht geht vor Recht“ 
ab, aber eine Volksvertretung ſo lange auflöſen, bis ſie zu Kreuze 
kriecht, das iſt die Bahn der W ee der Nation und weiſt 
keine Spur von der Achtung, auf die jede Volksvertretung Anſpruch 
bat. Monarchen haben nie ſo von der Volksvertretung geſprochen, 
wie der Miniſter, der erſte Beamte, der nicht über der Volksvertretung 
ſteht, ſondern dieſer verantwortlich iſt. (Beifall links.) Es mögen 
e e nee Provinzen — 1 10 eins 3 
von dem ilt bekom en, wir in Preußen ſchon 

urchmachen pnißtelf ch fürchte fall, daß wenn nicht eine Wendung 
eintritt, wir in eine ähnliche Bahn wieder hineinkommen. Ader gerade 
darum, m. H., hüten Sie ſich vor dilatoriſcher Behandlung, Sie find 
verpflichtet, eine runde Antwort zu geben, ſonſt find Sie perantwort⸗ 
lich für einen Konflikt. Woraus iſt in Preußen der Konflikt entſtan⸗ 
den? Aus der Schwäche einer liberalen Mittelpartei, die auf die 
8 ⸗Organiſation nicht eine direkte Antwort gegeben hat. 
Aehnlich kommt es hier, wenn Sie der Reſolution Lingens ausweichen. 
dann ſind Sie verantwortlich dafür, wenn der Reichskanzler neue 
Steuerprojekte aufſucht und den Landtag auflöſt und dieſen Reichs⸗ 
tag, der es abgelehnt hat, neue Steuern zu bewilligen. Sagen Sie 
aber, es iſt genug der neuen Steuern, ſo kann er das Programm von 
geſtern nicht ausführen. Der Reichskanzler ſchloß ſeine Rede mit 
einer Aufforderung zur Einigkeit. Umgekehrt, wir ſind dem Reichs⸗ 
kanzler gegenüber in der Monopolfrage zu ſehr einig. Wären wir nur 
immer ſo einig geweſen in Deutſchland wie hier, es ſtände Manches 
beſſer. Wir find nur mit dem Kanzler nicht einig, deshalb die Klagen. 
Der Reichskanzler tadelt die Fraktionen, er tadelt es, daß nicht jeder 
in vollem Bewußtſchein ſeines politiſchen Kapitals für ſich der Allge⸗ 
meinbeit gegenübertrete. Die Herren auf der rechten Seite riefen 
Beifall, aber ſind ſie nicht auch eine Fraktion und trifft ſie dieſer Vor⸗ 
wurf nicht ebenfalls? Der dmg Gerechte vor dem Reichskanzler 
bier iſt Niemand Anderes wie der Abg. v. Ludwig. 8 Das 
iſt das letzte Ideal des Reichskanzlers. (Beifall. Grote Heiterkeit.) 
Wäre Herr v. Ludwig hier in 397 Geſtalten repräſentirt, damit meint 
der Reichskanzler, würde mit dem Reichstag auszukommen ſein. Der 
Reichskanzler war nicht immer jo gegen die Fraktionen. In einer Rede 
vom 9. Oktober 1878 wollte er umgekehrt größere mächtigere Fraktio⸗ 
nen. Alsdann, ſagte er, wäre es für einen Miniſter ein Vergnügen, 
ſich einer Fraktion an uſchließen, um, wenn auch nicht äußerlich, io 
doch innerlich mit ihr gemeinſchaftlich zu arbeiten. Freilich damals 
hatte er die Fraktionen auf ſeiner Seite, die bekannten drei 
Kompagnien. Er forderte ſie ausdrücklich auf, ſich im Intereſſe des 
Landes zuſammenzuſchließen. Gerade er wollte alſo domals den Ring 
der Fraktion bilden. Wenn ſich heute aber die Fraktionen gegen das 
Tabatsmonopol zuſammenſchließen, jo nennt er ſie einen Ring gleich 
den berliner Stadtverordneten, wenn ihm die Miethsſteuer erhöht wird. 
(Heiterkeit) Bevor der Reichskanzler die Regierung übernahm, waren 
in Preußen die Parteiverhältniſſe einfach. Seine zerſetzende Politik 
hat, wie Herr Bamberger geſtern richtig bemerkte, dazu beigetragen, 
die Fraktionen zu vermehren. Indeß ſeine gegenwärtige Politik iſt 
geradezu vernichtend für Alles, was zur Mittelpartei gehört. Setzt er 
ſie weiter fort, ſo wird es nicht lange mehr dauern und wir ſtehen 
nur in zwei großen Fraktionen einander gegenüber. Der Reichskanzler 
ſpricht vom Byzantinismus der Fraktionen. O wenn es doch niemals 
einen anderen Byzantinismus in Deutſchland gegeben hätte. Ein ſol⸗ 
cher hat es verſchuldet, wenn heute mit dem Reichskanzler ſo ſchwer 
zu verkehren iſt. Was ſind wir denn in den Fraktionen? Nicht mehr, 
als was unſere Wähler uns gelten laſſen. Wir ſind feſt und einig, 
weil unſere Wähler es ſind. Die Mehrheit in den Fraktionen iſt 
nicht beſtimmend, wenn der Wahlkreis anders denkt. Die konſer⸗ 


iſt und mit denſelben nicht durch amtliche N 
ir werden 


über aupt bier ſein zu können (Sehr richtig! links); und für die we⸗ 
nigen, denen die Politik gewiſſermaßen Beruf iſt, erſcheint auch ein 


reicherer Lebensberuf denkbar, als daraus folgt, mit dem Reichskanzler 
aus einem Wahlkampf in den anderen zu zie aus einer Seſſion in 
die andere, um bald bier, bald dort die Be a 92255 
Angriffe auf die Freiheiten und Rechte des Volles. Wir allerdings 
haben noch Intereſſe an der Sache und nicht blos für Perſonen. Ich 
weiß nicht, ob der Kanzler 1 —. in dieſer Frage, wo er doch im 
Bundesrathe eine anſehnliche Minorität gegen ſich hatte, ſich beſonders⸗ 
auf die Dynaſtien bezieht. Was der Kanzler ſpricht, iſt die Sprache 
des Abſolutismus. Nur die Monarchen haben nach ihm ein Herz, 
nur ſie finden das Richtige. Ja, die Zuſtimmung der Volksver⸗ 
ſo weit verſtieg er ſich gem — iſt eher ein Grund, 


die Klaſſenſteuer m 
darnach eine Vermehrung der i 9 zu 
ben und es beweiſe das gerade gegen die wirthſchactliche Politik, gegen 


ahl bat fich leider das Bedürfniß herausgeſtellt, in 15,000 Fällen mit 
Prozeſſen der neuen Geſetzgebung erſt Eingang zu verſchaffen. Das ift 


„ anerfennen, daß solche Ausgaben an die Reichskaff 
herantreten werden. 
* Mine beſchaffen. Nicht 
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ſchon beſtätigen, daß der Ueberſchuß noch größer iſt als 
berathung angenommen werden konnte, daß er ſich 


. 


und theilweiſe auch, 


kaſſe, an Ihre Bewilli⸗ 
fo müſſen Sie für dieſe Ausgaden auch die 
fünf Tabaksmonopole, ſagte der Herr Abge⸗ 
ordnete ferner, würden ausreichen, um den Verſprechungen des Reichs⸗ 
kanzlers gerecht zu werden und er hat in einer Weiſe, die mich aller⸗ 
duc nicht ſonderlich betrübt, aber überraſcht hat, damit ein Geſetz gegen 
die Ausbeutung des Leichtſinnes in Verbindung bringen zu dürfen 
geglaubt, ſehr vorſichtig, aber in der Nutzanwendung fur Jedermann 
im Hauſe doch recht verſtändlich. Ich kann mich nur auf den ent⸗ 
ſchi Proteſt dagegen beſchränken, daß man bier gegenüber irgend 
einem Faktor der Reichsregierung eine ſolche vorſichtige, vielleicht aber 
in ihrem Kern unglaubliche Inſinuation gebraucht. (Sehr richtig! 
rechts) Noch ein Wort über die preußiſchen Geſetzentwürfe, die dem 
Abg. Richter in die Hände gefallen“ ſind. Was ich auch von ſolchen 
en und Entwürfen, die ja in irgend einem unreifen Stadium auch 
im Geſpräche weiter verbreitet werden, gehört habe, jedenfalls iſt keiner 
Darunter, der durch Entwickelung der direlten Steuern die erlaſſenen 
14 Millionen wieder einzubringen beabſichtigt. Ich glaube auch 
nicht, daß ein Stempelſteuergeſetz vorbereitet iſt in der Abſicht, 
die Erleichterungen bezüglich des Immobilien⸗ und Pachtſtempels 
durch anderweite Erhöhungen wieder wett zu machen. Der Herr 
Abgeordnete hat aber dies einmal in den ihm in die 
Hände gefallenen Geſetzen gefunden und plaidirt nun 
darauf bin: wundern Sie ſich auch nicht, ſagte er, die 
Mittel feblen gar nicht, um ſo etwas in Preußen mit rein preußi⸗ 
ſchen Mitteln auszuführen und entwickelt nun die blühenden Aus⸗ 
ſichten des künftigen preußiſchen Etats. Darauf kann ich ihm entgeg⸗ 
nen, daß der preußiſche Finanzminiſter, der alles dies gethan haben 
ſoll, in einer Ausführung, die mir nicht in die Hände gefallen, ſondern 
zugekommen iſt, ganz das Entgegengeſetzte ausgeführt und der Ueber⸗ 
zeugung Ausdruck gegeben hat, daß der preußiſche Staat in den nächſten 
zehn Jahren bei rubiger Entwickelung und ohne das Dazwiſchenkom⸗ 
men von geſetzlichen Neuerungen nicht die Mittel haben würde, um 
dergleichen Dinge aus ſich heraus zu machen und eine befriedigende 
Reform der Steuern herbeizuführen, ja daß vielmehr mit der äußerſten 
Srarſamkeit in allen Reſſorts werde gewirthſchaftet werden müſſen 
und zwar in einem etwas anderen Sinn, als Herr Richter Sparſamkeit 
erllärt, wenn man in Preußen nicht wieder zu Defizit? kommen will. 
Wie hoch ſich der Ueberſchuß des Vorjahres am 20. Juni berausſtellen 
wird, das kann ich natürlich beute noch nicht beftimmt angehen, aber 
5 — Be 
auch in den letzten 
Tagen noch in Folge der ſehr ſparſamen und ſtrengen Wirtbſchaft, 
namentlich bei der Militärverwaltung, wieder auch durch Minder⸗Aus⸗ 
aben weſentlich erhöht. Dieſer Ueberſchuß von 21,800,000 Mark if 
— Rübenzuckerſteuer zu verdanken. und zwar dem neuen Ver⸗ 

fahren in Bezug auf die Auszahlung der Bonifikation. 
dieſem ganzen Betrag iſt der Ueberſchuß ein einmaliger und kann mit 
irgend einem Grund nicht auf deſſen Wiederkehr gerechnet werden. 
Die Wiederkehr der erheblichen Ueberſchüſſe der Poſt⸗, Telegraphen⸗ 
und Eiſenbahnverwaltung läßt ſich bis zu einem gewiſſen Grade er⸗ 
hoffen. In Bezug auf die Reſolution Lingens hat der Abg. Richter 
angedeutet, was im Sinne derſelben a Sparſamkeit“ 
verflanden wird, ein negatives Rezept: keine Zuſchüſſe für die ſozial⸗ 
politiſche Vorlage, keine Samoapolitil. Das bringt Alles noch nichts 
ein; das nützt nichts. Es bliebe als drittes nur noch die Sparſamkeit 
im Allgemeinen und beſonders bei den Bauten. Thatſächlich würde 
auch damit herzlich wenig erzielt, wenn der Abg. Richter nicht den 
anzen Etat in ſeinen Grundlagen angreifen will. Die Steuerreform 
ell die kleinen Leute beeinträchtigen zu Gunſten der Großen und 
ichen. Meine Herren, darin, daß dies nicht geſchehen ſoll, ſind die 
i verbündeten Ihnen 

3 Ziel Ned die Reichsre g. 
ler in a 


die 
dieſe 


Reichsregierung und 
ſolut einig. Gerad 


de e 5 ihm bezüg der St 
— ibn en 1 eine Art Anſtandsſteuer 1 
nde kleben dolle. Ueberall in die denden ber gierung, Diebe 
Die Hegierungen find überzeugt, daß dieſe kleinen Leute durch fie 
icht zu Gunſten der Größeren bedrückt werden, ſondern daß es ein 
wahrer ihnen zu gönnender und für fie zu erſtrebender Vortheil 
if. Darin liegt die Differen, nicht in der Tendenz gegen die 
kleinen Leute. Der Herr Abgeordnete Ae, der Herr Reichs⸗ 
kanzler babe, abgeleugnet, die Worte: „Macht geht vor Necht“ 
— zu haben. Ich ſtelle dies dahin richtig, daß der Herr Reichs⸗ 
fantler wiederholt darauf hingewieſen hat, daß ihm dieſe Worte zu 
Unrecht zugeſchrieben wurden. Unter „Ableugnen“ verſteht man ge⸗ 
meiniglich etwas Anderes und ich will annehmen, daß der Herr Abge⸗ 
ordnete Richter das nicht gemeint bat. (Beifall rechts.) Der Herr 
Reichskanzler hat dieſe Worte nicht gebraucht fie find ihm mit Unrecht 
in die Schuhe geſchoben worden. Der Herr Abgeordnete möge endlich 
nicht glauben, die geſtrigen Urtheile über Fraktionen und Hraktions⸗ 
politik damit abthun zu können, daß er dem Herrn Reichskanzler ein 
früheres Urtheil über Fraktionen entgegenhält. Ich glaube, der Herr 
Reichskanzler wird ſein früheres Urtheil nicht zurücknehmen und die 
Erinnerung daran ſich wohl gefallen lafien können, wenn man nur der 
Billigkeit halber hinzufügt, daß er geſtern von Fraktionen geſprochen 
bat, die nach feiner Meinung ihr eigenes Intereſſe höherer ſtellen, als 
das für das Ganze. Was er 1879 und 1880 gelagt hat, bezog ſich 
natürlich nur auf die * 2 15 dug wech rl Bac 55 
und für ſolche e ſich auch ver . all rechts. 
er (Schluß folgt im Abendblatt) 
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Briefe und Zeitungsberichte. 


O. Berlin, 13. Juni. Wenn es noch eines Beweiſes 
dafür bedurft hätte, wie erſchöpft die Monopol⸗Diskuſſion durch die 
jahrelange Dauer derſelben iſt, ſo wäre er durch den Verlauf 
des heutigen zweiten Tages der Monopol⸗ 
Debatte geliefert worden; wäre es wahr, daß die Vorlage 
der Regierung bisher nicht mit der erforderlichen Gründlichkeit 
geprüft worden, jo hätte doch heute, wo es Jedermann im Haufe 
und auf den Regierungsbänken frei ſtand, jedes beliebige neue 
Argument vorzubringen, ſich eine Anzahl ſolcher herausſtellen 
müſſen. er die ganze Verhandlung vermochte ſich nur in 
einigen wenigen Augenblicken über die Linie einer anſtändigen 
Mittelmäßigkeit zu erheben, und Niemand wird behaupten, daß 
das Auftreten der beiden Vertreter des Monopols, des Abg. 
v. Minnigerode und des Unterſtaatsſekretärs v. Mayr, zu dieſen 
ſeltenen Momenten gehörte. Die Debatte litt auch formell 
an einer unvortheilhaften geſchäftlichen Einrichtung; der 
Präſident hatte den Wunſch ausgeſprochen, daß die Er⸗ 
örterung der Reſolution Lingens und der dazu geſtellten 
Anträge von derjenigen der Regierungsvorlage getrennt werden 
ſollte; aber dieſer Wunſch war erſt, nachdem Fürſt Bismarck 
geſtern bereits die ganze Steuerreform Frage in den Kreis ſeiner 

arlegung gezogen hatte, erfolgt, ſo daß ſich nichts dagegen ein⸗ 
wenden ließ, wenn einzelne Redner, namentlich der Abg. Richter 
1 trotz eines entgegengeſetzten Verſprechens, der 

Abg. Windthorſt, auf dieſes Gebiet abſchweiften, während wieder 
andere Mitglieder ſich ihre Aeußerung darüber vorbehielten. So 


wurde die Debatte einigermaßen zerriſſen. Der Abg. Richter 


> 


ſprach mit gewohnter Schlagfertigkeit und Beherrſchung eines 
umfangreichen Dec: aber daß das letztere nach den langen 
Erörterungen der Steuerreform⸗Fragen jedem, der ſich um 
dieſe Dinge bekümmert hat, bekannt war, mußte ſtellenweiſe der 
Wirkung nothwendig Abbruch thun; freilich wird es genug Leſer 
der Sitzungsberichte geben, denen immer noch Vieles von dieſem 
Material neu iſt oder doch in Erinnerung gebracht werden 
muß. Am intereſſanteſten war wohl die Rede Windthorſt's, 
nicht wegen des ſachlichen Inhalts, der vielmehr wieder ſo un⸗ 
bedeutend und, trotz der wichtigen Miene und Haltung des Red⸗ 
ners, ſo trivial wie möglich war, ſondern wegen des Aergers 
über die parlamentariſche Lage und über ſeine neueſten Mißer⸗ 
folge, den der Führer des Zentrums nicht nur nicht unterdrücken 
konnte, ſondern der das Charakteriſtiſche ſeines ganzen Auftre⸗ 
tens war. Man hatte ſchon in der Unterhaltung gehört, daß 
das Zentrum von der geſtrigen Rede des Kanzlers, trotz der 
Verwahrung deſſelben gegen ein „liberales Canoſſa“, keineswegs 
erbaut ſei, u. A. weil es ſich genöthigt ſah, aus dem Verdam⸗ 
mungsurtheil gegen die „Fraktionen“ ſeinen Antheil zu ent⸗ 
nehmen. Herrn Windthorſt's nervöſer Zorn aber, der heute 
wiederholt auf der Tribüne hervorbrach und ſich u. A. darin 
äußerte, daß der klerikale Redner zum vermeintlichen Tort für die 
Liberalen den geſtrigen Verzicht des Kanzlers auf das Monopol 
leugnete, war offenbar das Prodult verſchiedener Urſachen: des 
Fiaskos des Vorſchlags auf Einſetzung von Permanenz⸗Kom⸗ 
miſſionen, der Niederlage der Zolltarif⸗Vorlage, durch deren 
Durchſetzung er ſich als „Führer des Hauſes“ hatte bewähren 
wollen, des Aergers über die Widerſprüche, in welche er ſich 
während der letzten Tage in ſeinen Aeußerungen über das 
Krankenkaſſengeſetz verwickelt hat, vor Allem der Oppoſition, auf 
welche er in ſeiner eigenen Partei bei dem Beſchluſſe, der Ne⸗ 
ſolution Lingens einen anderen Antrag entgegenzuſetzen, geſtoßen 
iſt. Das ganze Auftreten Windthorſt's machte den Eindruck, daß 
der vielgewandte Häuptling des Zentrums mit dem Ergzebniß 
der Seſſion für ſeine Partei und für ſich ſelbſt äußerſt unzu⸗ 
frieden iſt, daß er mit Zorn auf eine ganze Anzahl vergeblich 
angewandter Praktiken zurückblickt. Und das iſt immerhin ein 
Vortheil für andere Leute. 


— . ——— 
Wollmarktsbericht der Poſener Handels⸗ 


kammer. 
Des Wollgeſchäft nahm in der Reer ler 1881/82 im Allgemeinen 
keinen günſtigen Verlauf. Während dieſer 


eugniß b 
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dem breslauer Markt vorhergehenden kleinen ſchleſiſchen Märkte 
hatten matten Verlauf; die Preiſe ſtellten ſich überwiegend 3—6 Mk. 
. als im vorigen Jahre. Her 
e Marktzufuhr in Breslau trat gegen die im Vorfahre zurück, 
aber auch Käufer waren in ar ne Zahl anweſend und verhielten 
ſich zumeiſt abwartend. Bei gelungenen Wäſchen wurden dort für 
mittelfeine Sorten vorjährige Preiſe, manchmal auch 3—5 Mark dar: 
über angelegt, feine und hochfeine Poſten dagegen fanden nur unter 
Preisreduktion Nehmer. 8 
Für den bieſigen Markt trafen erſt am 11. d. Mts. größere 
Quanten ein; es waren an dieſem Tage auch ſchon auswärtige 


Fabrikanten und Händler anweſend, und viele eben an⸗ 
gelangte, inſonders bekannte tämme ſowohl als auch 
größere Partien vom Lager wurden zu einem Preis⸗ 


aufſchlage von 6—9 M. genommen. Am 12. früh, bei offiziellem Bes 
ginn des Marktes, wies das Geſchäft große Lebhaftigkeit auf, jo daß 
alles, was herangebracht war, im Laufe des Vormittags bis auf kleine 
Reſte zu Pꝛeiſen, welche die vorjährigen um 3—12 M. überſchritten, 
in Umſatz kam. Von dieſer Aufbeſſerung profitirten am meiſten die 
mittelfeinen Sorten, weniger die geringen dahingegen fanden die fei⸗ 
nen Wollen nur zu vorjährigen Notizen Abnehmer. Die Marktanfuh⸗ 
ren bezifferten ſich laut amtlicher Feſtſtellung auf 17,418 Itr. gegen 
19.351 Str. im Jahre 1881. Am 8 Se iſt ein Ausfall von 5 
bis 10 pCt. bemerkt worden, was zum Theil in der faſt ausnahmslos 
gelungenen Wäſche feine Veranlaſſung haben mag. 3 

Am diesjährigen Markte fand in ungewaſchenen Wollen ein größeres 
Geſchäft als bisher ſtatt. Der — hierin belief ſich auf circa 
1000 Ztr. zu a Mk., was eine Preiserhöhung von 5—6 Mk. 

egen 1881 bedeutet. ER 

= Am Einkaufe betheiligten ſich außer einigen Ausländern (Ruſſen) 
inländiſche Fabrikanten und Großhändler, auch brachten hieſige Inter⸗ 
eſſenten namhafte Poſten an ſich. 

Klagen über ungeeignete Verpackung der zugeführten Wollen wur⸗ 
den weniger laut als früher; es darf anerkannt werden, daß dieſe 
Unzuträglichkeit, welche dem Handel in inländiſchem Erzeugniß Schwierig⸗ 
keiten bereitet, im Schwinden begriffen iſt. 

Bezahlt wurden folgende Preiſe pro Ctr. (50 Ko.): 

für hochſeine Wollen. . 170-186 Mk., 

„ feine „ 148175 „ 

„ mittelfeine Dominialwollen 150—172 „ 

” 11. um 1882 u 5 30—140 [22 
oſen, den 14. Juni e EN 

e Die ftändige Kommiſſion 

der Handelskammer für das Wollgeſchäft. 


Wollmürkte. 


Thorn, 13. Juni. Aufgefahren find 3100 Ztr. Auf den 
Stadtlagern befanden ſich 750 Ztr. Wäſche vorzüglich. Geſchäft 
Anfangs ſehr lebhaft. Preiſe anfänglich 10—15 M., fpäter 
nur 6—8 M., ſpäter flauer; Preiſe 6—8 M. höher als im 
vergangenen Jahre. Drei Viertel des Vorraths iſt verkauft. 
Ungewaſchene Wollen blieben unbeachtet, 63—67 M. 

Landsberg a. W., 13. Juni. (Vorbericht.) Die An⸗ 
fuhr iſt in beſtem Gange. Auf dem Wolllager iſt das vorjährige 
Quantum angemeldet. Die Wäſchen ſind gut. Händler ſind 
bereits reichlich eingetroffen. Die Tendenz iſt feſt. 

Stralſund, 13. Juni. Die Zufuhr betrug ca. 2300 Str. 
Preiſe 158—168 M. Markt beendet, meiſt Vorverkäufe. 


— 


Jelegraphiſche Nachrichten. 


Breslau, 13. Juni. Das „Schleſiſche Morgenblatt“ ver⸗ 
öffentlicht die Antwort des Reichskanzlers auf das Begrüßungs⸗ 
Telegramm des konſervativen Parteitags, in welcher Fürſt Bis⸗ 
marck für die Zuſage der Unterſtützung ſeinen Dank ausſpricht 
und erklärt, das er an der nach dem Willen des Kaiſers in 
Angriff genommenen ſozialpolitiſchen Reform feſthalten werde, 
ſo lange er im Amte bleibe. 

Meiken, 13. Juni. Bei der am 9. d. M. ſtattgehabten 
Reichstagsnachwahl für den Wahlkreis Meißen erhielt nach 
offizieller Feſtſtellung Kämpffer (Fortſchr.) 7005, der Gegen⸗ 
kandidat Schickert (konſ.) 6443 Stimmen. 

London, 13. Juni. [Unterhaus.] Unterſtaatsſekre⸗ 
tär Dilke theilte mit, daß in Alexandrien wieder vollkommene 
Ruhe herrſche; die dortigen egyptiſchen Truppen ſeien auf Be⸗ 
fehl Derwiſch Paſchae auf 12,000 Mann verſtärkt worden. Die 
Zahl der bei den Unruhen getödteten Perſonen werde auf 50 
geſchätzt, doch ſei nichts Sicheres darüber bekannt. Der Khedive 
und Derwiſch Paſcha ſeien heute nach Alexandrien gegangen; 
der Generalkonſul Malet ſei angewieſen worden, ſich ebenfalls 
dorthin zu begeben; er vermuthe, Arabi Paſcha ſei noch in 
Kairo. Was die Sicherheit der Europäer in Kairo anlange, ſo 
ſei er der Anſicht, daß, wenn die Konſuln nach Alexandrien 
gehen, eine große Anzahl Europäer folgen werde. Die Fort⸗ 
dauer der jetzigen anarchiſchen Zuſtände könne nicht geſtattet 
werden. Mehr in dieſer Beziehung zu jagen ji unthunlich. 
Hierauf wurde die Spezialberathung der iriſchen Zwangsbill bei 
Artikel 5 fortgeſetzt. 

Konſtantinopel, 12. Juni. Die Botſchafter gaben der 
Pforte Kenntniß von den ihnen aus Alexandrien zugegangenen 
Depeſchen über die dortigen Vorgänge, welche eine Beſtrafung 
der Meuterer erheiſchen. Die Pforte telegraphirte darauf an 
Derwiſch Paſcha, welcher antwortete, daß bereits 30 Meuterer 
verhaftet ſeien. Der Adjutant des Sultans, Osman Bey, iſt mit 
ergänzenden Inſtruktionen für Derwiſch Paſcha abgegangen. — 
In dem geſtrigen Miniſterrathe hat, wie es heißt, ſich die Mehr⸗ 
heit im Sinne der Zuſtimmung zur Konferenz ausgesprochen 
unter der Bedingung, daß die Konferenz nur die egyptiſche 
Frage behandele. Dem Sultan iſt hierüber noch keine Vorlage 
gemacht worden. 

exandrien, 13. Juni. Der Khedive und Derwiſch 
Paſcha find hier angekommen und im Palais Ras⸗el⸗Tin ab⸗ 


geſtiegen. 
Die italieniſche Korvette „Caſtelfidardo“ iſt hier einge⸗ 


troffen. 


te früh fand eine Zuſammen⸗ 
im engliſchen Konjulatsgebäube ſtatt. 
Paſch ſich Gen nſuln zu Pier j 
gegenüber, jedoch nicht definitiv, hin- 
ſichtlich feiner äußerte. 7 
Berantwortlicher Red : 9. Bauer m Poſen. — 5 
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Für den Inhalt N. 999 € — — 
Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Juni. 
Datum Barometer auf 0 


2 

„ reduz. in um. Win d. Wetter. i. 

Stunde 82 m Seeböhe | 
13. Nachm. 2| | 


746,7 IB mäßig trübe 

13. Abnds. 10 | WB mäßi wolkig 

14. ä 747,9 SV lebhaft bedeckt 
m 1757 Celſ. 


0 l 
13. Wärme⸗Maximum + 
Wärme⸗ Minimum 710% = 


aſſerſtand der Warthe. 
Voſen, am 13. Juni Morgens 0,50 Meter. 
5 „13. = Mittags 0,50 = 
— 14. 5 Morgens 0,48 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Produkten⸗Kurſ. 


e. 
Königsberg, 13. Juni. Getreidemarkt. Weizen unv. Roggen 
behauptet, loco 121155 Pfd. 2000 Pfd. Zollgewicht 13060 pr. 
Juni 130,00, pr. September-Oftober 130,00. Gerſte till. Hafer 
unveränd., loco inländ. 124,00, pr. Juni 120,00. Weiße Erbſen 


per Pfd. Jollgewicht 149,00. Spiritus pr. 100 Liter 100 pét. 
e pr. Bela —,—, pr.] Juli 44,00, per September 4625 
Wien, 13. Juni. (Getreidemarkt.) Weizen pr. Juni⸗Juli 12,15 Gd., 
12.20 Br., Raden 11.08 G., 11,10 Br. Hafer * Jun dl 8.15 Gd. 
8,20 Br. Mais vr. Jung Juli 8,02 Gd., 8,05 Br. 
Peſt, 13. Juni. Produktenmarkt. Wei 


Termine rubig, or. Frühſah Br in 1005 68. 

„ pr. r ne er — pr. 5 * 
10,76 Br. — Hafer vr. Herbſt 6,68 G., 770 Bre — Mais pr. 
Jum Juli 7.90 Gd. 7,93 Br. — Koblraps pr. Auguſt⸗September 13}. 
— Wetter: Trübe. 


Petersburg, 13. Juni. (Produktenmarkt. Talg loeo 

75,00, pr. Auguft 72,00. eigen loco 14.00. Rogen es 998, 

12 7 5,10. Hanf loco 34,00. Leinſaat (9 Fu) loco 14,00. — 
er: arm 


London, 13. Juni. An der Kü 12 Weizenlad 
1 Jun Küfte angeboten 12 Weiz ungen. 


London, 13. Juni. Havannazucker Nr. 12 244. Stetig. 
Liverpool, 13. Juni. Baumwolle. nis ng 
licher Umſatz 10,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 4000 
2000 Ballen amerif 


Mut = 
allen, — 


des K Oregon nach 
roßbritannien ER do. do. nach Frankreich 10,000, do. do. nach 


12}, do. in New⸗Orleans 
ladelphia 71 Gd., rohes 
B. 53 C. Mehl 5 PD. 


Muscovados) 71. 
do. Ferch 113, do. 
121. Getreidefracht 24. 
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Berlin, 13. Juni. Wind: derlich. 
; Unter ten Einffuſſe der fast He e In 2 Berichte bes 
} kundete der heitige Markt für die meiften uh el feſte 
* Lsko⸗Weizen ſtill. r andel iſt e zu 
ſcheiden zwiſchen nahen und ſpäteren Titten Mähren dieſe gut be⸗ 
achtet und etwas theurer waren, litt der laufende und nächſtfolgende 
Monat unter dem Drucke ſo ſcharfer Abgaben, daß dieſe unzweifelhaft 
nur von den holländiſchen Spekulanten, für deren Rechnung hier der 
ößte Theil der Platzvorräthe lagert, ausgegangen fein können. Juni 
. 16 3 8 K Juni⸗Juli 2 M. niedriger als geſtern. Es tft nun wohl 
. ftärfere ge — zu gewärtigen, vor welcher der augen⸗ 
5 rer 2 beſtehende Deport kaum Stand halten dürfte. 


Von Loko⸗Roggen, mäßig zugeführt, Kane fih guter Frage 


1 und mußte zum Tbeil erheblich theurer bezahlt werden. Termin: 
F verkehr herrſchte ziemlich feſte Stimmung. Die Platzſpekulation ſetzte 
F Deckungskäufe fort und ſteigerte dadurch den Werth aller Sichten, am 
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mine erfreuten ſich lebhafter Beachtung und wurden durchgängig theu⸗ 
rer bezahlt, ſchloſſen auch recht feſt. 
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Als geſtern die verſchiedenen Nachrichten aus 


Berlin, 13. Juni. 
nach einander eintrafen, konnte man 


Alexandrien und aus Petersbur 
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rantieen für einen durchgreifenden Syſtemwechſel glaubte finden zu 
dürfen. In Folge deſſen griff auf allen Gebieten eine reſervirte 
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